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Thomas Feltes 
 

Polizei und Soziale Arbeit - die polizeiwissenschaftlich-kriminologische Sicht 
 

Beitrag für den von Kurt Möller herausgegebenen Sammelband im Juventa-Verlag 
(2009): Dasselbe in grün? Polizei statt, neben oder mit Sozialer Arbeit? 

 

„Moderne Gesellschaften, die sich in einem fortwährenden Wandlungsprozess befinden, 
weisen fast zwangsläufig Bruchstellen auf, an denen Konflikte entstehen, aus denen 
Gewalt, Gesetzesverstöße oder einfach nur „Ordnungsstörungen“ resultieren. Individua-
lisierungsprozesse, der Rückgang von verbindlichen Beziehungsmustern, Migration, 
Armut, die Veränderungen der Arbeitsgesellschaft und nicht zuletzt die mediale Bericht-
erstattung verstärken den Ruf nach Instanzen, die „regulierend“ eingreifen. Klassischer-
weise waren dies in den letzten Jahrzehnten Sozialarbeit und Polizei, die immer mehr 
Berührungspunkte entwickelt haben.“  

Mit dieser Feststellung beginnt Titus Simon seinen Beitrag mit dem Titel: Sozialarbeit 
und Polizei. Neue Aufgaben, Gemeinsamkeiten und notwendige Grenzen (Simon 1999). 
Auch wenn seither fast 10 Jahre vergangen sind, so hat sich an der Grundaussage 
kaum etwas verändert, im Gegenteil: Noch stärker wird nach Regulierungen gerufen (in-
zwischen sogar in den ureigensten Bereichen des kapitalistischen Systems, dem Ban-
kenwesen), und noch weniger werden „Ordnungsstörungen“ toleriert. Generell sind Poli-
zei und Sozialarbeit wie alle anderen Institutionen in die Prozesse der gesellschaftlichen 
Modernisierung eingebunden, die durch Effekte des Wandels charakterisiert werden. Ei-
ner dieser Prozesse ist die systemische Interdependenz der Organisationen, die von 
Beck (1986) beschrieben wurde. Konsequenzen dieses Prozesses sind stärkere Abhän-
gigkeiten, der Zwang zur Kooperation oder Forderungen nach einem synergetischen 
Gemeinschaftshandeln.  

Man kann den Eindruck haben, dass sich der zunehmende ökonomische Druck auf die 
Benachteiligten in der Gesellschaft gleich doppelt auswirkt: Die „Habenden“ wollen sich 
noch stärker von den „Nichthabenden“ abgrenzen, und innerhalb der „Nichthabenden“ 
ist die Bereitschaft, sich gegenseitig zu unterstützen, immer weniger ausgeprägt. So 
wird der soziale Zusammenhalt der Hertie-Berlin-Studie (2009) zufolge von 65% der 
Bürger, die in einer „sehr guten“ Wohnlage leben, als „sehr gut“ oder „eher gut“ bezeich-
net, aber nur von 23 % derjenigen, die in „befriedigender“ oder „eher schlechter“ Wohn-
lage leben. Der soziale Zusammenhalt ist aber, wie kriminologische Studien gezeugt 
haben, entscheidend für soziale Kontrolle und Prävention. Je intensiver der Zusammen-
halt in einer Kommune oder in einer Nachbarschaft ist, umso geringer ist die Wahr-
scheinlichkeit, Opfer einer Straftat zu werden – um umgekehrt (vgl. Vélez 2001, Lee 
2000). Damit verschlechtert sich die Lage für die in benachteiligten Gebieten Lebenden 
noch weiter: Sie sind mehr als andere Opfer von Gewalt und Kriminalität, sie haben eine 
schlechtere Gesundheit , sind anfälliger für psychische Erkrankungen, häufiger Opfer 
von Straftaten und haben eine höhere Verbrechensfurcht (Shell-Jugendstudie 2006, Bel-
la-Studie 2006, KIGGS-Studie 2007, Schlack/Hölling 2007, Lee/Earnest 2003). Es liegt 
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auf der Hand, dass sich vor allem (aber nicht nur) in diesen Bereichen die Tätigkeitsfel-
der von Polizei und Sozialarbeit tagtäglich kreuzen. 

Die Berührungen, die sich zwischen Polizei und Sozialarbeit ergeben, stammen nicht so 
sehr aus reflektierten und abgestimmten Strategien zur Annäherung der beiden Berufs-
gruppen (ganz im Gegenteil war und ist dies teilweise noch heute ein Tabu), sondern 
sind auf alltägliche Abläufe und Probleme bezogen. So gibt es immer mehr Ziel- und 
Problemgruppen, denen sich Polizei und Sozialarbeit gleichermaßen zuwenden. Hinzu 
kommen sehr viele einzelfallbezogene Interventionen, in denen sich beide Berufsgrup-
pen direkt oder indirekt, unmittelbar oder mittelbar begegnen. Zwar mögen sich Sozial-
arbeit und Polizei in ihren Arbeitsaufträgen und ihrer Rechtsposition unterscheiden. Es 
ist aber bei weitem nicht so, dass die eine Seite nur hilft und die andere nur kontrolliert. 
Sozialarbeit als Kontrolle wird seit vielen Jahren diskutiert und thematisiert (vgl. Fel-
tes/Sievering 1990, Feltes 1999). Die Polizei wiederum ist eine „unspezifische Hilfeinsti-
tution“, die nicht nur hilflosen oder verletzten Personen (z.B. Betrunkenen, Unfallopfern) 
hilft, sondern die erste und oftmals die einzige Institution ist, die bei der Bewältigung von 
Alltagsproblemen hilft (Feltes 1995).  

Die Diskussion um die Rolle und die Funktion der Polizei in der Gesellschaft schwankte 
schon immer zwischen „Machtinstrument des Staates“ und „Dienstleistungsagentur der 
Bürger" (Feltes 2009). Im Zusammenhang mit dieser Diskussion um „Null Toleranz“ oder 
„Saubere Städte“ wurden in vielen Kommunen in Deutschland sog. „Kriminalpräventive Rä-
te“, „Sicherheitspartnerschaften“, „Runde Tische“ o.ä. gegründet, in denen Polizei und So-
zialarbeit zusammenarbeiten sollten. Eine solche Zusammenarbeit ist in § 81 KJHG gere-
gelt, wonach die Träger der öffentlichen Jugendhilfe mit anderen Stellen und öffentlichen 
Einrichtungen, deren Tätigkeit sich auf die Lebenssituation junger Menschen und ihrer Fa-
milien auswirkt, zusammenarbeiten sollen. Dazu gehört auch die Polizei. Wie sich diese 
„Zusammenarbeit“ aber in der Praxis gestalten soll und welche Grenzen dabei bestehen, 
sagt § 81 KJHG nicht. Eine professionelle Zusammenarbeit zwischen Polizei und Sozialar-
beit bedarf neben der klaren Hervorhebung der Unterschiede in jedem Fall einer gemein-
sam entwickelten Konzeption. Es gibt Schnittstellen, aber es muss auch das Trennende 
betont werden. So gibt es gibt deutliche Unterschiede bei dem gesetzlichen Auftrag, bei 
den Arbeitsprinzipien, Arbeitsweisen und Arbeitsmethoden sowie bei der Art und Weise, 
wie Zugänge zu den Klienten gesucht und gefunden werden. Es gibt aber auch Gemein-
samkeiten. Sozialarbeit und Polizei kommen mit unterschiedlichen Befugnissen und Kom-
petenzen und meist zu verschiedenen Zeiten mit dem gleichen Personenkreis in Kontakt. 
Die Probleme, die sich den beiden Berufsgruppen dort präsentieren, haben verschiedene 
Gesichter, aber die gleichen Hintergründe und Ursachen. 

 

Polizei und Sozialarbeit – Geschichte einer „gestörten Beziehung“ 
Erste Ansätze einer offiziellen Kooperation zwischen Polizei und Sozialarbeit lassen sich 
in dem „Präventionsprojekt Polizei-Sozialarbeit“ (PPS) finden, das 1979 in Hannover 
gegründet wurde. 2005 hat der Niedersächsische CDU-Innenminister Uwe Schünemann 
im Zusammenhang mit der Beendigung des Projektes aus dem Entschließungsantrag 
des SPD-Fraktion wie folgt zitiert: "Ausgangslage für die Einrichtung  des Modellprojek-
tes war, dass die Polizei mit einer Fülle von Problemlagen konfrontiert wird, deren Erle-
digung nicht von der Polizei geleistet werden kann." Die Tatsache, dass  PPS keine 
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Nachfolger in anderen Städten gefunden habe, zeige, so Schünemann, „dass man die 
Schnittstelle zwischen Polizeiarbeit und Sozialarbeit auch anderweitig gut organisieren 
kann“ (Schünemann 2005). 

Neben den rechtlichen oder tatsächlichen Problemen in der Zusammenarbeit zwischen Po-
lizei und Sozialarbeit wurde und wird immer wieder auf die unterschiedlichen persönlichen 
Ausgangslagen und Zielsetzungen der beiden Berufsgruppen hingewiesen (vgl. Les-
sing/Liebel/Nowicki 1987, Merchel 1978) – oftmals auch polemisch und mit kaum nachvoll-
ziehbarem ideologischem Hintergrund, wie zuletzt z.B. von Hartwich und Meder (2008), 
die die Bielefelder Pädagogenfakultät in einer Buchbesprechung auf das Schärfste kriti-
sieren, weil dort ein Polizeibeamter zum Studium zugelassen wurde (s. dazu Feltes 
2008). Dabei gibt es tatsächlich wesentlich weniger Unterschiede im Selbstbild zwischen 
diesen beiden Berufsgruppen, als gemeinhin unterstellt wird. Da ist von der "Entfesse-
lung der in der Bereitschaftspolizei konzentrierten Gewalt" die rede (Hartwich und Meder 
2008, Zeile 288). Die Autoren verkennen, dass Gewaltanwendung notwendiger Be-
standteil polizeilichen Handelns und im staatlichen Gewaltmonopol, das im eine der we-
sentlichen Errungenschaften der Zivilisation ist, implizit zu Grunde gelegt ist. Es ist nicht 
die Frage des „ob“, sondern des „wie“, die es hier zu stellen gilt. Oder wie sollte die Be-
reitschaftspolizei z.B. verhindern, dass eine größere Gruppe von Rechtsradikalen eine 
kleinere Gruppe von linken Demonstranten verprügelt? Sollte sie in einen pädagogi-
schen Diskurs mit den Rechtsradikalen eintreten oder, wenn nötig, nicht auch entspre-
chende Verhaftungen unter Einsatz von Gewalt vornehmen? Wie sollte die Polizei vor-
gehen, zu einem Familienstreit gerufen, bei dem der Ehemann seine Ehefrau tot-
schlägt? Sollte sie darauf warten, bis geeignete (Sozial-) Pädagogen vor Ort sind, die 
dann den aggressiven Ehemann beruhigen?  

Um Polizei von (Sozial-)Pädagogik abzugrenzen schreiben diese Autoren: "Da das pä-
dagogisch Gebotene eine Teilmenge des sittlich Gebotenen ist, muss damit gerechnet 
werden, dass es pädagogisch Gebotenes gibt, was illegal ist, z.B. das Unterrichten von 
zur Abschiebung bestimmten Kindern. So ist es auch jedem Pädagogen geboten, kein 
ihm anvertrautes Kind der Polizei z.B. zum Zwecke der Abschiebung auszuliefern, da 
wir ja wissen, dass Menschen mit ihren Kindern in Verfolgung, Folter, Diskriminierung, 
Elend und Tod abgeschoben werden. Eben solche Vorgänge werden von Polizisten be-
werkstelligt (Zeile 594 - 600). Damit nehmen für sich in Anspruch, dass (nur) ihr Handeln 
als das „pädagogisch gebotene“ aus dem „sittlich Gebotenen“ abzuleiten ist. Das Wis-
sen um pädagogische Theorien sei „ein Wissen darum, dass die Pädagogik pervertiert, 
wenn sie sich im Konflikt zwischen menschlichen und systemrationalen Prioritäten auf 
die Seite des Systems schlägt (Zeile 634 ff.). Man ist also entweder dafür oder dagegen, 
man ist auf der Seite der „Guten“ (Pädagogen) oder der „Bösen“ (Polizisten). Mit dieser 
Schwarz-Weiß-Zeichnung werden Fronten aufgebaut, die in der Praxis nicht existieren. 
Eine ständige Konfrontation dient aber weder den konfrontierenden Pädagogen, noch 
den von ihnen Betreuten oder Vertretenen. Diesen sollte die Pädagogik nicht nur eine 
Stimme geben, sondern auch tatsächlich helfen, ihre Interessen durchzusetzen. Dazu 
sind Kompromisse nötig. Eine solche Durchsetzung kann in einem demokratischen Sys-
tem nur in permanenten Aushandlungsprozessen geschehen, nicht durch strukturelle 
Konfrontation, permanenten Konflikt oder gar individuellen Krieg gegeneinander.   

Tatsächlich führt Strafverfolgung zu einer Exklusion und in manchen Fällen auch zur 
Stigmatisierung. Aber es steht Vertretern einer Wissenschaft wie der Pädagogik, die 
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selbst tagtäglich massenweise Exklusionen im schulischen Bereich, in der Heimerzie-
hung, der Sonderpädagogik, im Strafvollzug und anderswo (mit) zu verantworten hat 
und die daran Beteiligten auch ausbildet, nicht zu, Steine auf andere zu werfen ohne 
auch ihre eigene Rolle zu hinterfragen. Differenzen zu respektieren und sich dessen 
ständig bewusst zu sein (z.B. dass ein Polizist kein Sozialarbeiter und ein Sozialarbeiter 
kein Polizist ist) ist eine Sache; Kommunikations- und Kooperationsverbote aufzubauen 
oder Sperrgebiete zu errichten, eine andere. Letzteres ist weder demokratisch noch 
sinnvoll. Für Hartwich und Meder „dringt das Polizeiliche in die Universität ein, verletzt 
die Autonomie der Professionen (…) und macht sich die sozialen Dienste dienstbar" 
(Zeile 750 f.). Dass es eine „alte Dienstbarkeit der Pädagogen“1 gibt, wird dabei ebenso 
negiert wie die Tatsache, dass Erziehung immer gerade auch von und mit Pädagogen 
für wenig moralische Zwecke missbraucht wurde. Und: Weder historisch noch theore-
tisch lassen sich Beispiele finden, in denen eine Gesellschaft ohne staatlich regulierte 
Gewalt ausgekommen ist. Selbst die pädagogischen Modelle von Montessori, Waldorf 
oder Makarenko kommen nicht ohne „Gewalt“ aus – auch wenn es sich dabei um subtile 
oder versteckte Gewalt handelt.  

 

Beispiele für Veränderungen im Verhältnis zwischen Polizei und Sozialarbeit 
In den 1980er Jahren erfolgte eine lange und intensive Diskussion, ob und wenn ja, wie 
Jugendhilfe und Polizei miteinander kooperieren sollten (Nachweise bei Fabian 2003, S. 
375). Es folgten einige Pilotprojekte, so das bereits oben erwähnte Hannoveraner PPS-
Projekt. 1998 schlossen die Stadt Nürnberg, die Nürnberger Justiz und die Nürnberger 
Polizei einen „Sicherheitspakt“, im Rahmen dessen das Modellprojekt Kooperation Poli-
zei-Jugendhilfe-Sozialarbeit-Schule angesiedelt war. 2001 führte die Bundesarbeitsge-
meinschaft Katholische Jugendsozialarbeit eine Tagung "Jugendsozialarbeit und Polizei 
als Partner" durch um Begegnungen zwischen Sozialpädagogen und Polizisten zu er-
möglichen und damit diese sich gegenseitig für die jeweils anderen Aufträge, Sichtwei-
sen und Grenzen, vor allem aber auch für die Gemeinsamkeiten und für die Chancen, 
die eine Annäherung mit sich bringen kann, interessieren (vgl. Jugendsozialarbeit 2001).  

Versteht man Prävention als gesamtgesellschaftliche Aufgabe, so ist auf institutioneller 
wie individueller Ebene die Kooperation verschiedenster Akteure anzustreben, die mit 
dem jeweils gleichen Problemfeld befasst sind. Dabei sind Probleme des "interkulturel-
len Austauschs" bei der Zusammenarbeit der verschiedenen beruflichen Gruppen oft-
mals beschrieben und beklagt worden – nicht nur, aber auch zwischen Polizisten und 
Sozialarbeitern. Stüwe (1998) weist darauf hin, dass die Polizei in vielfältigen, sozialori-
entierten Einsätzen Krisenintervention und damit eine wesentliche Funktion der Sozial-
arbeit übernehme. Die Sozialarbeit dagegen sei primär auf pädagogische Hilfsangebote 
und Vertrauensschutz konzentriert. Im Interesse der Betroffenen wäre es wünschens-
wert,  Möglichkeiten und Grenzen konstruktiver, präventiver Kooperation zu entwickeln. 
In seinem dazu durchgeführten Projekt wurden Experten aus Polizei und Sozialarbeit 
befragt, Fallauswertungen vorgenommen und Polizeieinsätze begleitet. Stüwe kommt zu 
dem Ergebnis, dass zwar die Kooperation mit der Sozialarbeit von Polizisten befürwortet 
wird, in Bezug auf die praktische Umsetzung aber die Beteiligten eher skeptisch sind.  
                     
1 F.-O. Radke, Die alte Dienstbarkeit der Pädagogen - Aporien der "neuen Bildungskrise", in: Neue 
Sammlung 1986, H. 2, S. 194-204. 
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Ein Beispiel für gelingende Zusammenarbeit ist die veränderte Rolle der Polizei in der 
Intervention gegen häusliche Gewalt (vgl. Ziegleder 2004). Hier bemühte sich die Polizei 
seit langer Zeit um nachhaltige Lösungen. Die Erfahrungen zeigten, dass die dort vorge-
sehene Kooperation nur dann funktioniert, wenn staatliche und nicht-staatliche Organi-
sationen als ein Netzwerk arbeiten und dabei eine gemeinsame Philosophie entwickeln, 
in welcher die Sicherheit des Opfers im Zentrum steht. Im Allgemeinen wurde die Mög-
lichkeit zur Kooperation von den von Ziegleder interviewten Polizeibeamten als wichtig 
bewertet. Das Jugendamt war mit 27% das meistkontaktierte Amt, gefolgt von Frauen-
häusern und dem Sozialamt mit 21 bzw. 20%. Insofern ist dieser Bereich ein positives 
Beispiel für ein verändertes Verhältnis und ein verbessertes Verständnis zwischen Poli-
zei und Sozialarbeit. 

Aber nicht nur im Bereich der Gewalt im sozialen Nahraum wurde erkannt, dass die Polizei 
nur begrenzte Möglichkeiten hat, Kriminalität zu beeinflussen. Um neue Wege zur Problem-
lösung zu finden sind Projekte „bürgernaher Polizeiarbeit“ oder „kommunaler Kriminalprä-
vention“ entwickelt worden. Die Zielrichtung wandelte sich von „Kriminalitätsbekämpfung“ 
hin zu einem eher ganzheitlichen Ansatz der nachbarschafts- oder gemeindebezogenen 
Problemlösung, was teilweise als Ausweitung des Netzes der sozialen Kontrolle kritisiert 
wurde. Zudem setzt sich die Einsicht, dass Sicherheit zur immateriellen Infrastruktur vor 
allem unterer sozialer Schichten gehört, nur langsam durch. Aus kontrolltheoretischer 
Perspektive wird dabei durchaus zu Recht kritisiert, dass oftmals Verantwortlichkeiten 
verschleiern werden. Grundbedingung für die Durchführung von erfolgreichen Projekten 
 muss daher die Bereitschaft der Kommune sein, tatsächlich demokratisch und integrativ 
tätig zu werden, wobei hier Raum für Kooperationen zwischen Sozialarbeit und Polizei ist, 
sofern die kommunale Kriminalprävention als neue Philosophie und nicht als neue Polizei-
taktik verstanden wird. Im Ergebnis könnte die Zusammenarbeit in den vielen Bereichen, in 
denen sich Polizei und Sozialarbeit tagtäglich begegnen, produktiver und vertrauensvoller 
verlaufen als bisher.  

 

Ergebnis 
Polizei und Sozialarbeit haben miteinander zu tun, sie haben vielfältige Aufgabenüber-
schneidungen, gleichzeitig aber wenig tatsächliche Berührungspunkte. Polizei und Sozi-
alarbeit teilen sich Hilfe und Kontrolle. Beide Gruppen sind eingebunden in institutionelle 
Zwänge, in Abhängigkeiten, bürokratische Notwendigkeiten oder als notwendig empfun-
dene Abläufe. Die meisten Polizisten erkennen, dass die Straftat oder der Konflikt, in 
den sie einbezogen werden, oftmals nur die Spitze eines Eisbergs sozialer Probleme ist, 
die sie mit polizeilichen Mitteln nicht lösen können. Zu oft aber verschließen sie noch 
immer die Augen, um nicht vor der eigenen Hilflosigkeit und der Begrenztheit polizeili-
cher und strafrechtlicher Maßnahmen kapitulieren zu müssen oder bauen ein individuel-
les Schutzschild auf, weil sie anders die verschiedensten Anforderungen und Probleme 
des polizeilichen Alltags, die bei Familienstreitigkeiten, Suiziden, schweren Verkehrsun-
fällen und letztlich auch Straftaten an sie herangetragen werden, nicht  bewältigen kön-
nen. Insgesamt betrachtet hat sich aber die Beziehung zwischen Polizei und Sozialar-
beit in den letzten Jahren deutlich entspannt. Eine echte Konfrontationslinie, wie sie 
noch in den 70er und vielleicht auch 80er Jahren bestand, lässt sich heutzutage nicht 
mehr festlegen.  
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Allerdings bestehen nach wie vor zum Teil nicht unerhebliche Berührungsängste und 
Vorurteile. Dabei passen Pädagogik und Justiz, Hilfe und Strafe durchaus zusammen: 
Die Pädagogik verbindet verschiedene Möglichkeiten der Verhaltenssteuerung, Zwang 
mit Freiwilligkeit, soziale mit repressiven und demokratische mit autoritären Mitteln. Aber 
auch die Polizei kontrolliert nicht nur, sie ist auch präventiv tätig. Sozialarbeiter als "sanf-
te Kontrolleure" war das Thema einer Studie in den 60er Jahren (Cremer-Schäfer/Peters 
1975). Die Verbindung von Pädagogik und Justiz, von Hilfe und Kontrolle bedeutet einen 
gesteigerten Zugriff auf das Individuum. Normabweichendes Verhalten wird immer mehr 
zum Anlass von Behandlung, die Grenzen der staatlichen Intervention in Alltagsleben, 
die Beschneidung individueller Freiheitsrechte, sind fließend geworden. Die limitieren-
den, begrenzenden Funktionen des Strafrechts werden aufgeweicht, seine Bedeutung 
als rechtsstaatliche Komponente, die Verhältnismäßigkeit, Voraussehbarkeit, Berechen-
barkeit und Schutz der Verfahrensbeteiligten gewährt, gerät in Vergessenheit. Vielleicht 
sind sich auch deshalb Polizisten und Sozialarbeiter näher als sie es glauben, und viel-
leicht sollten sie sich gemeinsam darauf besinnen, was ihr Auftrag ist: Die Opfer (in) der 
Gesellschaft zu schützen und zu unterstützen. 
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